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F A Q 1 

zu § 60 HBauO – Verfahrensfreie Vorhaben (Anlage 2) 
 

Fassung vom 18.02.2021 

Abschnitt I Nr. 1.1 

Ist ein Gebäude nach Nr. 1.1 im Erhaltungsbereich nach § 172 BauGB auch frei ge-
stellt? 

Ja. 

Die Verfahrensfreiheit betrifft nur die bauordnungsrechtliche Genehmigungsbedürftigkeit. 
Entscheidungen und Genehmigungen nach anderen Rechtsbereichen, die im Einzelfall 
für das Vorhaben erforderlich sind, bleiben unberührt. 

Gilt die Freistellung auch, wenn mehrere Hauptgebäude auf einem Grundstück ste-
hen? 

Ja. 

Die Zuordnung der Verfahrensfreiheit bezieht sich auf das zugehörige Hauptgebäude und 
nicht auf das Grundstück. Demnach darf je Hauptgebäude ein Nebengebäude errichtet 
werden. 

Stand 02.08.2012 

Abschnitt I Nr. 2 

Ist der Einbau von Treppenliften verfahrensfrei? Welche Anforderungen müssen sie 
erfüllen? 

Ja. 

                                                           
1 Frequently asked questions = häufig gestellte Fragen 
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Treppenlifte fallen unter Nr. 2 der Anlage 2 zu § 60 HBauO „Anlagen der technischen 
Gebäudeausrüstung“ und bedürfen somit keiner Baugenehmigung. 

Die Anforderungen an den nachträglichen Einbau von Treppenliften sind geregelt in der  
Verwaltungsvorschrift Technische Baubestimmung (VV TB)2 mit der eingeführten DIN 
18065 – Gebäudetreppen (Teil A, Kapitel A 4, Abschnitt A 4.2, Lfd. Nr. A 4.2.1 i. V. m. der 
Anlage A 4.2/1 zu DIN 18065). 

Bei Gebäuden der Gebäudeklasse 1 und 2 und innerhalb von Wohnungen werden keine 
bauordnungsrechtlichen Anforderungen an den Einbau von Treppenliften gestellt. 

Stand 29.12.2020  

Abschnitt I Nr. 3.3 

Sind Grundstücksentwässerungsanlagen freigestellt? 

Ja, sofern es sich um die unabhängige Errichtung oder um die Errichtung als Teil eines 
verfahrensfreien Vorhabens oder eines Vorhabens im vereinfachten Genehmigungsver-
fahren nach § 61 HBauO handelt. 

Als Teil eines Vorhabens im Baugenehmigungsverfahren mit Konzentrationswirkung nach 
§ 62 HBauO sind Grundstücksentwässerungsanlagen ebenfalls von der Prüfung ausge-
nommen. 

Begründung: 

Grundsätzlich sind Grundstücksentwässerungsanlagen als eigenständige Vorha-
ben verfahrensfrei (Anlage 2 zu § 60 HBauO, Abschnitt I Nr. 3.3). Sofern sie Teil 
eines Vorhabens waren, das in einem Verfahren nach § 62 HBauO zu prüfen war, 
wurden sie in das Verfahren einbezogen (Vergleiche „Vorbemerkungen“ in Anlage 2 
zur HBauO). Diese Einbeziehung in das Prüfungsverfahren gilt mit der Änderung 
der HBauO am 23.01.2018 nicht mehr für Grundstücksentwässerungsanlagen. 
Diese „Sonderregelung“ wird durch folgende Formulierung in § 62 Abs. 1 S. 2 
HBauO ausgedrückt: „Eine  Prüfung …  des § 13 Absatz 1 des Hamburgischen Ab-
wassergesetzes … findet nicht statt“. D.h., dass die Prüfung der Erfüllung der An-
forderungen an Grundstücksentwässerungsanlagen nach § 13 Abs. 1 HmbAbwG 
aus dem Prüfumfang herausgenommen wurde.  

Dies hat seinen Grund darin, dass Grundstücksentwässerungsanlagen nach § 13 
Absatz 3 HmbAbwG nur von zertifizierten Fachbetrieben nach § 13b HmbAbwG 
ausgeführt werden dürfen und außerhalb des konzentrierten Genehmigungsverfah-
rens nach § 62 ohnehin verfahrensfrei gestellt sind. Vor diesem Hintergrund ist ein 
Verzicht auf die präventive Prüfung im Baugenehmigungsverfahren vertretbar3. 

ABER: Von dieser Ausnahmeregelung unabhängig werden weiterhin alle eigenstän-
digen Zulassungs- bzw. Genehmigungstatbestände nach dem Hamburgischen Ab-
wassergesetz im Rahmen des bauordnungsrechtlichen Genehmigungsverfahrens 
nach § 62 HBauO von den zu beteiligenden Fachrechtsdienststellen geprüft und 
entsprechende Zulassungen erteilt (z. B. Einleitungs- und Sielanschlussgenehmi-
gungen). Die in diesen Zusammenhängen erforderlichen Bauvorlagen ergeben sich 

                                                           
2 Siehe Internetseite https://www.hamburg.de/baugenehmigung/ , Technische Baubestimmungen 
3 Drucksache 21/9420 vom 13.06.2017, Mitteilung des Senats an die Bürgerschaft zur Änderung der 
HBauO … , Seiten 31,32 (Zugriff nur für MitarbeiterInnen der FHH) 

https://fhhportal.ondataport.de/websites/0044/Themen/bauinfobox/Seiten/Änderung%20der%20HBauO%20am%2023.01.2018.aspx
https://fhhportal.ondataport.de/websites/0044/Themen/bauinfobox/Seiten/Änderung%20der%20HBauO%20am%2023.01.2018.aspx
https://www.hamburg.de/baugenehmigung/
https://fhhportal.ondataport.de/websites/0044/Themen/bauinfobox/Seminarunterlagen%20und%20weitere%20Informationen%20zur%20nd/08%20-%20Drucksache%2021-9420%20(Änderung%20HBauO%20%20-%20%20mit%20Begründung).pdf
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aus § 19 BauVorlVO. Hierzu zählen ggf. auch Unterlagen zur Abwasseranlage. Sie 
dienen allerdings ausschließlich der Prüfung der Anforderungen an die abwasser-
rechtliche Einleit- bzw. Anschlussgenehmigung, nicht der Prüfung der Grundstück-
sentwässerungsanlage als solche.  

Hinweis: 

Die Klärung der Frage, ob über Einleitungs- und Sielanschlussgenehmigungen zu 
befinden ist, „Abwasserunterlagen“ einzureichen und zuständige Stellen zu beteili-
gen sind, wird durch den Vordruck „Anlage Abwasserbeseitigung“ unterstützt.  

Stand 12.01.2021 

Abschnitt I Nr. 5.1 

Ist die Errichtung einer Gas-Tankstelle (Füllanlage) verfahrensfrei? 

Nein.  

1. Flüssiggas: Eine Füllanlage für Land-, Wasser- oder Luftfahrzeuge zum Befüllen mit 
Flüssiggas bedarf einer Genehmigung nach § 62 HBauO, da es sich um eine Anlage - 
bestehend aus Lagerbehälter, Rohrleitungen und einer Zapfsäule - handelt. 

2. Erdgas: Eine Füllanlage für Land-, Wasser- und Luftfahrzeuge zum Befüllen mit Erdgas 
bedarf einer Genehmigung nach § 62 HBauO, da hiermit verbunden i.d.R. ein zusätzliches 
Gebäude (Verdichterraum, Flaschenraum) errichtet wird. 

Für Anlagen nach 1. und 2. ist insbesondere der Rechtsbereich Arbeitsschutz - Gerätesi-
cherheit beachtlich. Mit der Baugenehmigung ist daher auch die Erlaubnis nach § 18 Be-
trSichV - gem. Beteiligung BJV/V2 - zu erteilen. 

 Was ist mit dem Austausch einzelner Komponenten einer Gas-Tankstelle? 

Verfahrensfrei ist der Austausch von:  

 ortsfesten Lagerbehältern für Flüssiggas mit einem Fassungsvermögen von weni-
ger  als 3 t, für nicht verflüssigte Gase mit einem Bruttorauminhalt bis zu 6m3 (Nr. 5.1), 

  Zapfsäulen genehmigter Tankstellen (Nr. 15.2), 

  verbindenden Rohrleitungen (Nr. 2.). 

Auch wenn keine bauordnungsrechtliche Genehmigung erforderlich ist, sind die öffentlich-
rechtlichen Anforderungen des Rechtsbereiches Arbeitsschutz / Gerätesicherheit einzu-
halten (z. B. die Prüfpflicht vor Inbetriebnahme durch zugelassene Überwachungsstellen). 
Auskünfte hierzu erteilt die BJV/ V2 - Produkt- und Anlagensicherheit, Gesundheit und 
Umwelt.    

Stand 29.12.2020 

http://www.landesrecht-hamburg.de/jportal/portal/page/bshaprod.psml?nid=p&showdoccase=1&doc.id=jlr-BauVorlVHA2020pP19&st=null
https://www.hamburg.de/Dibis/vordr/6200-9-barrierefrei.pdf
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Abschnitt I Nr. 5.2 i.V.m. Abschnitt  IV 

Ortsfeste Behälter für brennbare oder wassergefährdende Flüssigkeiten sind bis zu 
einem Rauminhalt von 10 m3 verfahrensfrei. Ist für den Austausch der Innenhülle ei-
nes Lagerbehälters, dessen Bruttorauminhalt größer ist als 10 m3, eine Genehmigung 
nach der HBauO erforderlich? 

Der Austausch einer defekten Innenhülle eines Lagerbehälters gehört bauordnungsrecht-
lich zu den Instandhaltungsarbeiten - unabhängig davon, ob die Größe des Lagerbehäl-
ters die Grenze der Verfahrensfreistellung überschreitet.  

Die Erneuerung einer Innenhülle – im Sinne einer Instandhaltungsarbeit am Lagerbehälter 
– ist deshalb aus bauordnungsrechtlicher Sicht auch bei Lagerbehältern mit mehr als 10 
m³ Rauminhalt verfahrensfrei. 

Da der beschriebene Austausch nur von einem insoweit zugelassenen Fachbetrieb durch-
geführt werden darf und vor der Wiederinbetriebnahme eine Funktionsprüfung durch ei-
nen Sachverständigen stattfinden muss, ist eine zusätzliche Prüfung durch die Bauauf-
sichtsbehörde nicht erforderlich. 

Stand 16.07.2007 

Abschnitt I Nr. 6.1 

Sind durchbrochene Einfriedigungen in Form eines Zaunes und eines Ballfangnetzes 
nach der neuen HBauO genehmigungspflichtig? 

Ja. 

Die Verfahrensfreiheit gemäß § 60 HBauO gilt nur für Einfriedigungen im originären Sinn. 
Zweckentfremdungen einer Einfriedigung z. B. in Form eines Ballnetzes werden von der 
Verfahrensfreistellung nicht erfasst und sind genehmigungspflichtig – es sei denn, es han-
delt sich bei dem Ballfangnetz um eine Anlage, die der Einrichtung eines Bolz- und Sport-
platzes dient. Für diesen Fall ist gemäß Nr. 9.3 der Anlage 2 zu § 60 HBauO eine Bauge-
nehmigung nicht erforderlich. 

Stand 16.05.2006 

Abschnitt I Nr. 10.4 

Fallen nachträglich aufgebrachte Wärmeverbundsysteme unter den Begriff „Instand-
haltung“ im Sinne des Abschnitts IV der Anlage 2 zu § 60 HBauO? 

Nein, aber sie sind nach Abschnitt I, Nr. 10.4 bei Gebäuden bis zur Hochhausgrenze ver-
fahrensfrei. 

Stand 29.12.2020 
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Fällt der Neubau einer Wärmedämmfassade unter Abschnitt I, Nr. 10.4 der Anlage 2 zu 
§ 60 HBauO und ist diese Maßnahme dann für Gebäude bis zur Hochhausgrenze ver-
fahrensfrei? Wenn ja, muss der Bauherr gemäß dem Gebäudeenergiegesetz Unterla-
gen bei der Bauprüfabteilung einreichen? 

Ja, die Maßnahme ist verfahrensfrei. Der Bauherr ist nicht verpflichtet, Unterlagen nach 
dem Gebäudeenergiegesetz bei der Bauaufsicht einzureichen.  

Stand 29.12.2020  

Abschnitt I Nr. 15.3 

In der Anlage 2 zu § 60 der HBauO sind unter Nr. 15.3 Regale mit einer Höhe bis zu 
7,50m Oberkante Lagergut freigestellt. Gilt das auch für außerhalb von Gebäuden ste-
hende Regale?  

Ja. 

Stand 02.08.2012 

Abschnitt II Nr. 1 und 2 

Sind "Sommerterrassen" für Gaststätten (auf Privatgrund) verfahrensfrei? 

Nein, da es sich um eine genehmigungsbedürftige Nutzungsänderung handelt. 

Nr.1 des Abschnitts II der Anlage ist nicht anwendbar, da für die neue Nutzung der bisher 
nicht als Sommerterrasse genutzten Fläche andere öffentlich-rechtliche Anforderungen 
gelten, z. B. nach dem Gaststättenrecht (Toilettenanzahl), dem Immissionsschutzrecht 
(Lärm) und dem Bauordnungsrecht (Stellplätze). 

Auch Nr. 2 des Abschnitts II ist nicht anwendbar, da diese besonders genutzten Terrassen 
nach Abschnitt I der Anlage 2 nicht verfahrensfrei sind - weder allein noch als Teil einer 
Anlage. Die Nr. 15.9 des Abschnitts I ist nicht zutreffend. 

Stand: 02.08.2012 
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